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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Andreas 
Lotte, Volkmar Halbleib, Inge Aures, Natascha 
Kohnen, Hans-Ulrich Pfaffmann, Helga Schmitt– 
Bussinger, Dr. Simone Strohmayr, Klaus Adelt, 
Horst Arnold, Susann Biedefeld, Florian von 
Brunn, Martina Fehlner, Dr. Linus Förster, 
Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, Martin Güll, Harald 
Güller, Alexandra Hiersemann, Annette Karl, Gün 
ther Knoblauch, Dr. Herbert Kränzlein, Ruth Mül-
ler, Kathi Petersen, Dr. Christoph Rabenstein, Do-
ris Rauscher, Florian Ritter, Bernhard Roos,, Ge-
org Rosenthal, Harry Scheuenstuhl, Franz Schind-
ler, Stefan Schuster, Kathrin Sonnenholzner, Dia-
na Stachowitz, Reinhold Strobl, Arif Tasdelen, 
Ruth Waldmann, Angelika Weikert, Dr. Paul Wen-
gert, Johanna Werner-Muggendorfer, Margit Wild, 
Herbert Woerlein, Isabell Zacharias SPD 

Arbeitnehmerrechte sichern – Streit zwischen 
XXXLutz und Belegschaft schlichten! 

Der Landtag wolle beschließen: 

1. Die Staatsregierung wird dazu aufgefordert, sich 
für die Durchführung einer Mediation zwischen der 
Belegschaft und XXXLutz unter Einbeziehung der 
Eigentümer (Dr. Richard Seifert und Dr. Andreas 
Seifert) einzusetzen, um die bestehenden und of-
fenkundig fortlaufenden Meinungsverschiedenhei-
ten bezüglich der Art und Weise der Schließung 
der Filiale Theresienhöhe beizulegen. 

2. Das Staatsministerium für Arbeit und Soziales, 
Familie und Integration möge hierbei besonders 
dafür Sorge tragen, dass die Wahrung der Rechte 
der Schwächeren, d.h. der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer, gewährleistet werden. 

3. Für die zu besetzende Position der/des Mediato-
rin/Mediators möge die Staatsregierung eine ge-
eignete Person, vorzugsweise ein hochrangiges 
Mitglied des Staatsministeriums für Arbeit und So-
ziales, Familie und Integration, vorschlagen. 

4. Die Staatsregierung möge prüfen, ob das Filmen 
und Fotografieren der Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer an der Kundgebung der von der Schlie-
ßung der Filiale Betroffenen am Freitag, den 
18. Oktober 2013, die Persönlichkeitsrechte der 
Demonstrierenden verletzt haben könnte. 

5. Das Staatsministerium für Europaangelegenheiten 
und regionale Beziehungen möge überprüfen, in-
wieweit auf europäischer Ebene eine Gesetzesini-
tiative einzubringen ist, um die Konstrukte von 
sich gegenseitig in ihrer Haftung beschränkenden 
GmbHs künftig die Rechtsgrundlage entzieht. 

 

 

Begründung: 

Die 160 Beschäftigten der Münchner Filiale des Mö-
belhauses XXXLutz an der Theresienwiese haben von 
einem Tag auf den anderen von der Schließung des 
Standorts und somit vom Verlust ihres Arbeitsplatzes 
erfahren. Über Nacht wurde der Zugangscode geän-
dert, so dass teilweise völlig ahnungslose Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter vor verschlossenen Türen stan-
den und nicht an ihren bisherigen Arbeitsplatz zurück-
kehren konnten. Das Vorgehen der Unternehmens-
führung führte zu großem Unmut in der Belegschaft, 
der durch das Filmen und Fotografieren der Teilneh-
merinnen und Teilnehmer während einer Kundgebung 
gegen die Schließung sowie des Androhens von 
Schadensersatzforderungen noch verstärkt wurde. Ei-
ne einvernehmliche Lösung bezüglich eines Sozial-
plans für die Beschäftigten scheint angesichts der ne-
gativen Stimmung zwischen Unternehmensführung 
und Betriebsrat nur schwerlich zu erreichen zu sein. 
Daher sollte die Staatsregierung die Situation ent-
schärfen und sich für eine Mediation zwischen Beleg-
schaft und Unternehmensführung sowie für die Belan-
ge der Arbeitnehmerschaft einsetzen. 

 

 

 



auch noch nicht ganz am Ende dieses Tagesord-
nungspunktes. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen 17/19
bis 17/22 und 17/29 sowie 17/30 werden in die zu-
ständigen federführenden Ausschüsse verwiesen.

Außerhalb der Tagesordnung gebe ich gemäß
§ 14 Absatz 4 der Geschäftsordnung die Zusammen-
setzung des Ältestenrats bekannt. Nach § 14 Ab-
satz 2 der Geschäftsordnung besteht der Ältestenrat
aus der Präsidentin, die im Verhinderungsfall vom
Ersten Vizepräsidenten vertreten wird, und den Ver-
tretern und Vertreterinnen der Fraktionen. Jede Frakti-
on erhält im Ältestenrat für die angefangene Zahl von
je 15 Mitgliedern einen Sitz. Die Benennung ihrer Mit-
glieder und einer doppelten Anzahl von Stellvertreter-
innen und Stellvertretern obliegt den Fraktionen. Die
Fraktion der CSU hat demgemäß Anspruch auf 7 wei-
tere Mitglieder, die SPD-Fraktion auf 3 sowie die
Fraktionen der FREIEN WÄHLER und von BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN auf jeweils 2 Mitglieder. Insgesamt
besteht der Ältestenrat damit aus 15 Mitgliedern. Im
Einzelnen können die Mitglieder und stellvertretenden
Mitglieder des Ältestenrats der Ihnen vorliegenden
Mitteilung auf Drucksache 17/31 entnommen werden.
Das Hohe Haus nimmt davon Kenntnis.

(Siehe Anlage 4)

Ich kann die Sitzung noch nicht schließen, weil das
Ergebnis der namentlichen Abstimmungen noch nicht
vorliegt, und bitte Sie, wenn Sie die Zeit haben, die-
ses gemeinsam mit mir abzuwarten.

(Margarete Bause (GRÜNE): Erzähle doch ein-
mal ein paar Geschichten, vielleicht von deiner
ersten Sitzung!)

Ich vergesse immer, das Mikrofon an- und auszuma-
chen. Oder es reagiert nicht immer auf meinen Druck.
Ich muss mehr Druck ausüben. Der Touchscreen ist
verbesserungsdürftig.

(Peter Meyer (FREIE WÄHLER): Mit dem Kugel-
schreiber versuchen!)

- Ein guter Tipp, genau.

(Prof. Dr. Peter Paul Gantzer (SPD): Das wird
alles protokolliert!)

- Ich weiß, das sind die Geschichten aus dem Näh-
kästchen.

(Unterbrechung von 13.56 bis 13.58 Uhr)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich gebe jetzt das Er-
gebnis der namentlichen Abstimmungen bekannt. Zu-
nächst geht es um den interfraktionellen Dringlich-
keitsantrag der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Josef
Zellmeier, Gudrun Brendel-Fischer und anderer und
Fraktion (CSU), Markus Rinderspacher, Volkmar
Halbleib, Inge Aures und anderer und Fraktion (SPD)
und Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Professor (Univ.
Lima) Dr. Peter Bauer und anderer und Fraktion
(FREIE WÄHLER) betreffend "Unterstützung einer
möglichen Bewerbung der Landeshauptstadt Mün-
chen mit dem Markt Garmisch-Partenkirchen und den
Landkreisen Berchtesgadener Land und Traunstein
um die Austragung der XXIV. Olympischen und XI-
II. Paralympischen Winterspiele 2022", Drucksa-
che 17/18. Mit Ja haben 141 Abgeordnete gestimmt,
mit Nein haben 20 Abgeordnete gestimmt. Es gab
1 Stimmenthaltung. Damit ist der Dringlichkeitsantrag
angenommen.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 2)

Ich gebe jetzt das Ergebnis für den Dringlichkeitsan-
trag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig
Hartmann, Thomas Gehring und anderer und Fraktion
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) betreffend "Ja zur Hei-
mat, Nein zur Olympiabewerbung 2022", Drucksa-
che 17/28, bekannt. Mit Ja haben 17 Abgeordnete ge-
stimmt, mit Nein haben 140 Abgeordnete gestimmt.
Stimmenthaltungen gab es 3. Damit ist dieser Dring-
lichkeitsantrag abgelehnt. 

(Abstimmungsliste siehe Anlage 3)

Wir sind damit am Ende dieses Tagesordnungspunk-
tes und auch am Ende dieser Sitzung. Ich danke
Ihnen für Ihre Geduld und schließe die Sitzung.

(Schluss: 12.59 Uhr)
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und 
Integration 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, 
Andreas Lotte, Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Drs. 17/19 

Arbeitnehmerrechte sichern - Streit zwischen XXXLutz und Be-
legschaft schlichten! 

I. Beschlussempfehlung: 

Der Antrag wird für erledigt erklärt. 

Berichterstatter: Andreas Lotte 
Mitberichterstatter: Joachim Unterländer 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Arbeit und 
Soziales, Jugend, Familie und Integration federführend zuge-
wiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit dem Dringlich-
keitsantrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 6. Sitzung am 30. Januar 2014 beraten und für  
e r l e d i g t  erklärt. 

Joachim Unterländer 
Vorsitzender 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 2)

Die Listennummer 4 ist von der Abstimmung ausgenommen, da sie gemeinsam mit

Tagesordnungspunkt 5 beraten werden soll. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungs-

grundlagen mit den einzelnen Voten der Fraktionen zu Verfassungsstreitigkeiten und

den übrigen Anträgen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 2 – Unruhe)

Wenn Sie sich beruhigt haben, kann ich fortfahren. Ich bitte Sie, die Plätze einzuneh-

men. Wir kommen zur Abstimmung. Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsver-

haltens bzw. des jeweiligen Abstimmungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der

aufgelegten Liste einverstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die

Fraktionen der CSU, der SPD, der FREIEN WÄHLER und von BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN. Gegenstimmen? – Keine. Enthaltungen? – Auch keine. Damit übernimmt

der Landtag diese Voten.
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Beschlussempfehlungen der Ausschüsse, die der Abstimmung 
über die nicht einzeln zu beratenden Verfassungsstreitigkeiten 
und Anträge zu Grunde gelegt wurden gem. § 59 Absatz 7 
(Tagesordnungspunkt 3)  

Es bedeuten: 
(E)  einstimmige Zustimmungsempfehlung des Ausschusses 
(G)  Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Gegenstimmen 
(ENTH) Zustimmungsempfehlung des Ausschusses mit Enthaltungen oder 
  Enthaltung einer Fraktion im Ausschuss 
(A)  Ablehnungsempfehlung des Ausschusses oder 
  Ablehnung einer Fraktion im Ausschuss 
(Z)  Zustimmung einer Fraktion im Ausschuss 

 

Verfassungsstreitigkeiten 

1. Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 8. Januar 2014  
(Vf. 2-VII-14) betreffend 
Antrag auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit des Art. 45 des Bayerischen 
Beamtengesetzes (BayBG) vom 29. Juli 2008 (GVBI S. 500, BayRS 2030-1-1-F), 
zuletzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 24. Juli 2013 (GVBI S. 450) 
PII/G 1310.14-0002 
Drs. 17/499  
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 
 

I. Der Landtag beteiligt sich an dem Verfahren. 

II. Der Antrag ist unbegründet. 

III. Zum Vertreter des Landtags wird der Abgeordnete Jürgen W. Heike bestellt. 

 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z ohne 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN hat beantragt, das Votum 
„Zustimmung“ der Abstimmung zugrunde zu legen. 
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2. Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 8. Januar 2014 
(Vf. 1-VII-14) betreffend 
Antrag auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit des Art. 57 Abs. 4 Nr. 3 des 
Gesetzes über den Schutz der Natur, die Pflege der Landschaft und die Erholung 
in der freien Natur (Bayerisches Naturschutzgesetz – BayNatSchG) vom 23. Feb-
ruar 2011 (GVBI S. 82, BayRS 791-1-UG), geändert durch § 2 Abs. 19 des 
Gesetzes vom 8. April 2013 (GVBl S. 174) 
PII/G 1310.14-0001 
Drs. 17/500 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 
 

I. Der Landtag beteiligt sich an dem Verfahren. 

II. Der Antrag ist unbegründet. 

III. Zum Vertreter des Landtags wird der Abgeordnete Jürgen W. Heike bestellt. 
 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

3. Schreiben des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs vom 10. Januar 2014 
(Vf. 3-VII-14) betreffend 
Antrag auf Feststellung der Verfassungswidrigkeit des Art. 3 Abs. 1 des Gesetzes 
über den Finanzausgleich zwischen Staat, Gemeinden und Gemeindeverbänden 
(Finanzausgleichsgesetz - FAG), in der Fassung der Bekanntmachung vom 
16. April 2013 (GVBI S. 210, BayRS 605-1-F) 
PII/G 1310.14-0003 
Drs. 17/501 (G) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

I. Der Landtag beteiligt sich an dem Verfahren. 

II. Der Antrag ist unbegründet. 

III. Zum Vertreter des Landtags wird der Abgeordnete Jürgen W. Heike 
bestimmt. 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z A ENTH 

 

Anträge 
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4. Antrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Volkmar Halbleib,  
Inge Aures u.a. und Fraktion (SPD) 
Endlich handeln! – Situation von Asylsuchenden in Bayern verbessern 
Drs. 17/49, 17/444 (A) 
 
der Antrag wird gemeinsam mit TOP 5 beraten 

5. Antrag der Abgeordneten Joachim Unterländer, Martin Neumeyer,  
Judith Gerlach u.a. CSU 
Asylsozialpolitik in Bayern – menschlich und modern 
Drs. 17/61, 17/446 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

6. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl,  
Dr. Hans Jürgen Fahn u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Anhörung zur Weiterentwicklung der bayerischen Asylpolitik 
Drs. 17/63, 17/447 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

7. Antrag der Abgeordneten Kathrin Sonnenholzner, Ruth Müller,  
Kathi Petersen u.a. SPD 
Auswirkungen des Bildungsfinanzierungsgesetzes auf den Schulgeldausgleich 
für Schulen der Altenpflege und Altenpflegehilfe 
Drs. 17/85, 17/511 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Bildung und Kultus 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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8. Antrag der Abgeordneten Prof. Dr. Peter Paul Gantzer, Dr. Paul Wengert, 
Klaus Adelt u.a. SPD 
Bekämpfung von Cyberkriminalität 
Drs. 17/96, 17/503 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

9. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann,  
Dr. Sepp Dürr u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Haftbedingungen in Straubing und München  
Verhandlungsunfähigkeit des in Augsburg angeklagten M. 
Drs. 17/106, 17/509 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

10. Antrag der Abgeordneten Franz Schindler, Horst Arnold,  
Alexandra Hiersemann u.a. SPD 
Aufklärung von Vorwürfen gegen die Justizvollzugsanstalten Straubing  
und München-Stadelheim 
Drs. 17/111, 17/513 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 
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11. Antrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Dr. Linus Förster,  
Annette Karl u.a. und Fraktion (SPD) 
Mit dem operationellen Programm zügig eine bestmögliche Förderung 
bayerischer Projekte aus den EU-Strukturfonds sicherstellen! 
Drs. 17/133, 17/507 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Wirtschaft und Medien, Infrastruktur, Bau und Verkehr, Energie und Technologie 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

Z Z Z Z 

 

12. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Volkmar Halbleib, 
Dr. Paul Wengert u.a. und Fraktion (SPD) 
Angemessene Finanzausstattung für die bayerischen Kommunen 
Drs. 17/134, 17/494 (A) 
 
Antrag der CSU-Fraktion gem. § 126 Abs. 3 GeschO: 
Votum des mitberatenden Ausschusses für Kommunale Fragen, Innere 
Sicherheit und Sport 

CSU SPD FREIE WÄHLER GRÜ 

A Z Z ENTH 

 

13. Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Markus Rinderspacher, Andreas Lotte, 
Volkmar Halbleib u.a. SPD 
Arbeitnehmerrechte sichern – Streit zwischen XXXLutz und Belegschaft 
schlichten! 
Drs. 17/19, 17/496 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und Integration 
 
der den Antrag für erledigt erklärt hat 

 

14. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Ulrike Gote u.a. 
und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Ermittlungen im Fall des Passauer Journalisten Hubert Denk 
Drs. 17/88, 17/495 (E) 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Verfassung, Recht und Parlamentsfragen 
 
der den Antrag für erledigt erklärt hat 
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15. Antrag der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Martin Stümpfig 
u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Sicherheitsanforderungen bei der geplanten Leistungserhöhung beim 
Atomkraftwerk Gundremmingen 
Drs. 17/307, 17/435 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Umwelt und Verbraucherschutz 
 
der den Antrag für erledigt erklärt hat 

 

16. Antrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, 
Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Streichung „geweihtragende Hirscharten“ von der „Liste gefährlicher Tiere“ 
Drs. 17/322, 17/493 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
 
der den Antrag für erledigt erklärt hat 

 

17. Antrag der Abgeordneten Angelika Weikert, Horst Arnold,  
Alexandra Hiersemann u.a. SPD 
Anmietung der Außenstelle des Heimatministeriums in Nürnberg 
Drs. 17/382, 17/487 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 
 
der den Antrag für erledigt erklärt hat 

 

18. Antrag der Abgeordneten Volkmar Halbleib, Reinhold Strobl,  
Harald Güller u.a. und Fraktion (SPD) 
Bericht zur BayernLB 
Drs. 17/404, 17/488 
 
Votum des federführenden Ausschusses für  
Staatshaushalt und Finanzfragen 
 
der den Antrag für erledigt erklärt hat 
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